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1. Der Titel der Ordnung wird wie folgt geändert: 

„Ordnung zur Durchführung der Aufnahmeprüfung
in den Bachelorstudiengängen Musikpädagogik
und Musikwissenschaft der Universität Bremen“

2. Die Geltungsdauer der Ordnung wird bis zum 
30. September 2009 verlängert. 

Artikel 2

Diese Änderung tritt mit der Genehmigung durch
den Rektor der Universität Bremen in Kraft. Sie wird
im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen veröffent-
licht.

Genehmigt, Bremen, den 7. Mai 2009

Der Rektor
der Universität Bremen

Ordnung zur Änderung der fachspezifischen
Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang

„Comparative and European Law“ der Hanse Law
School an der Carl von Ossietzky Universität Olden-

burg und der Universität Bremen

Vom 4. September 2008

Der Fachbereichsrat 6 (Rechtswissenschaft) hat am
4. September 2008 gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 2 des Bremi-
schen Hochschulgesetzes (BremHG) i. V. m. § 62
BremHG in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. Mai 2007 (Brem.GBl. S. 339) folgende Änderungs-
ordnung beschlossen: 

Diese fachspezifische Prüfungsordnung gilt zusam-
men mit dem Allgemeinen Teil der Prüfungsordnung
für Bachelorstudiengänge der Universität Bremen vom
13. Juli 2005 in der jeweils gültigen Fassung.

Artikel 1

Die fachspezifische Prüfungsordnung für den Ba-
chelorstudiengang „Comparative and European Law“
der Hanse Law School vom 17. Mai 2006 (Brem.ABl.
2007 S. 67) erhält folgende Fassung:

1. § 4 Abs. 2 Satz 5 wird wie folgt geändert:

„Zusätzlich müssen aus dem Bereich Wirtschafts-
wissenschaften jeweils zwei Wahlpflichtmodule
oder aus dem Bereich Politikwissenschaft jeweils
drei Wahlpflichtmodule belegt werden.“

2. § 4 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:

„(4) Das Studium an einer ausländischen Hoch-
schule soll zwischen dem 4. und 6. Semester stattfin-
den.“

3. § 7 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt geändert:

„In diesem Falle kann die Fachprüfung nur mit 4,0
oder 5,0 bewertet werden.“

4. In § 9 Abs. 1 Satz 4 werden  nach dem Wort „Wirt-
schaftswissenschaften“ die Wörter „oder drei Mo-
dulen „Politikwissenschaft“,“ eingefügt.

5. In der Anlage 1 wird die Überschrift „Modulbereich
Wirtschaftswissenschaften Inland“ geändert in
„Modulbereich Wirtschaftswissenschaften/Politik-
wissenschaft Inland“.

6. In der Anlage 1 wird der nach der Überschrift
„Modulbereich Wirtschaftswissenschaften/Politik-
wissenschaft Inland“ folgende Satz durch folgenden
Text ersetzt:

„Im Modulbereich Wirtschaftswissenschaften bele-
gen die Studierenden Module im Umfang von ins-
gesamt 18 LP, die sich aus einem Pflicht- und zwei
Wahlpflichtmodulen zusammensetzen, oder im Mo-
dulbereich Politikwissenschaft 3 Wahlpflichtmodule
im Umfang von insgesamt 18 CP:“

7. In der Anlage 1 wird vor der Modulbeschreibung
des Moduls „Pflichtmodul Kommunikation und Prä-
sentation“ die Überschrift „Teilbereich Wirtschafts-
wissenschaften“ eingefügt.
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8. In der Anlage 1 werden hinter den Modulbeschreibungen des Modulbereiches „Wirtschaftswissenschaften/
Politikwissenschaft Inland“ folgende Modulbeschreibungen der Teilbereiche Politikwissenschaft I, Politikwis-
senschaft II und Politikwissenschaft III eingefügt:
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Artikel 2

Diese Änderung tritt mit der Genehmigung durch
den Rektor mit Wirkung vom 1. Oktober 2008 in Kraft.
Sie wird im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen
veröffentlicht.

Genehmigt, Bremen, den 14. Mai 2009

Der Rektor
der Universität Bremen

Änderung der Bekanntmachung über die 
Bestimmung einer örtlichen Fürsorgestelle und 

deren Heranziehung beim Vollzug von Aufgaben
des Integrationsamtes nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch 

– Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen –

Vom 2. Juni 2009

Aufgrund des § 107 Abs. 2 des Neunten Buches So-
zialgesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behin-
derter Menschen – vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046),
das zuletzt durch Artikel 5  des Gesetzes vom 22. De-
zember 2008 (BGBl. I S. 2959) geändert worden ist, in
Verbindung mit der Bekanntmachung über die Über-
tragung von Ermächtigungen nach § 107 Abs. 2 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilitation
und Teilhabe behinderter Menschen – vom 25. Okto-
ber 2005 (Brem.GBl. S. 847 – 86-e-5) bestimmt die Se-
natorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales:

Artikel 1

§ 1 der Bekanntmachung über die Bestimmung ei-
ner örtlichen Fürsorgestelle und deren Heranziehung
beim Vollzug von Aufgaben des Integrationsamtes
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch – Rehabili-
tation und Teilhabe behinderter Menschen – vom 
7. November 2005 (Brem.ABl. S. 950) wird wie folgt
geändert:

1. Absatz 2 Nummer 3.6 wird wie folgt neu gefasst:

„3.6 Beauftragung von Integrationsfachdiensten
gemäß § 111 sowie von Trägern der Unter-
stützten Beschäftigung gemäß § 38a SGB IX
im Einzelfall,“

2. In Absatz 4 Nummer 2 wird die Angabe „und g)“
gestrichen.

3. Absatz 4 Nummer 3 wird wie folgt neu gefasst:

„3. die Abweichung von Richtlinien bzw. Empfeh-
lungen

– über die Erbringung von Geldleistungen einer
notwendigen Arbeitsassistenz für schwer-
behinderte Menschen 
(Abs. 2 Nr. 3.3 Buchstabe f),

– über die Hilfen zur Teilnahme an Maßnahmen
zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher
Kenntnisse und Fertigkeiten
(Abs. 2 Nr. 3.3 Buchstabe g),

– über Hilfen zur Beschaffung, Ausstattung und
Erhaltung einer Wohnung
(Abs. 2 Nr. 3.3 Buchstabe d),

– über Hilfen an Arbeitgeber für außergewöhn-
liche Belastungen bei Beschäftigung beson-
ders betroffener schwerbehinderter Menschen
(Abs. 2 Nr. 3.4 Buchstabe e),

– zur Erbringung von Zuschüssen zu den Ge-
bühren der Berufsbildung
(Abs. 2 Nr. 3.4 Buchstabe b),

– zur Erbringung von Prämien und Zuschüssen
zu den Kosten der Berufsausbildung
(Abs. 2 Nr. 3.4 Buchstabe c)

und

– zur Erbringung von Prämien zur Einführung
eines betrieblichen Eingliederungsmanage-
ments
(Abs. 2 Nr. 3.4 Buchstabe d).“

Artikel 2

Diese Bekanntmachung tritt am Tage nach ihrer
Veröffentlichung in Kraft.

Bremen, den 2. Juni 2009

Die Senatorin für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales


